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Die Förderung erneuerbarer
Energien im Rahmen des so-
genannten „Marktanreizpro-
gramms“ wird verbessert. Der
Annahmetermin für Anträge
nach dem aktuell geltenden
Programm ist um drei Monate
bis zum 31. Dezember 2003
verlängert worden. Ab 2004
gelten dann neue Förderricht-
linien, „die der gestiegenen
Nachfrage nach Fördergeldern
Rechnung tragen“. Das teilte
das Bundesumweltministe-
rium (BMU) am 20. Septem-
ber 2003 mit.

Durch Investitionsanreize für
private Nutzer soll damit der

Absatz von Technologien der
erneuerbaren Energien im
Markt gestärkt, deren Kosten
gesenkt und deren Wirtschaft-
lichkeit verbessert werden.
Freiberuflich Tätige sowie
kleine und mittlere Unterneh-
men könnten die Richtlinie
aber erst nach Genehmigung
durch die Europäische Kom-
mission nutzen, erklärt das
BMU.

Dem Bundesumweltministe-
rium zufolge wird das Markt-
anreizprogramm aus den Öko-
steuereinnahmen gespeist, die
bei der Erzeugung von Strom
aus erneuerbaren Energien an-

fallen. Der Bund fördert damit
den stärkeren Einsatz erneuer-
barer Energien durch Zu-
schüsse oder Teilschulder-
lasse, mit denen zinsgünstige
Darlehen der Kreditanstalt für
Wiederaufbau vorzeitig teil-
weise getilgt werden.

Energiesubventionen haben
Tradition in Deutschland. Für
den Abend des 18. September
2003 hatte Bundeskanzler
Gerhard Schröder seine Mini-
ster für Wirtschaft, Wolfgang
Clement, und für Umwelt,
Jürgen Trittin, sowie die
Chefs der großen Energiekon-
zerne E.ON, RWE, Vattenfall
Europe und EnBW sowie
Vertreter energieintensiv pro-
duzierender Unternehmen wie
BASF, Thyssen-Krupp, der
kupferverarbeitenden Nord-
deutschen Affinerie und der
Zementindustrie eingeladen.
Auch die Vorsitzenden der
Gewerkschaften Verdi, Frank
Bsirske, und IG Bau, Chemie,
Energie, Hubertus Schmoldt,
waren gebeten. Am 10. No-
vember 2003 will Schröder
dann auch mit den kommu-
nalen Energieversorgern spre-
chen.

Bei den Treffen im Kanzler-
amt geht es um die Ausge-
staltung des geplanten Emis-
sionshandels. Von 2005 an
sollen die Unternehmen Li-

zenzen für die Emissionen er-
werben, die bei ihnen entste-
hen. Betriebe, die ihre Lizen-
zen nicht selbst benötigen,
können sie weiterverkaufen an
diejenigen, die mehr Emissio-
nen freisetzen möchten, als
ihnen zugebilligt wurde. Ent-
scheidend ist, wer zu Beginn
wieviele Lizenzen zugeteilt
erhält. Dazu soll ein soge-
nannter Allokationsplan fest-
gelegt und die Industrieanla-
gen bewertet werden.

Im Kern geht es um das Zu-
sammenspiel von Klimaschutz
und Energiepolitik. In ihrem
Koalitionsvertrag hatte die
rot-grüne Bundesregierung
Klimaschutzziele vereinbart.
Nun geht jedoch die vom
Bundesumweltminister ge-
plante Fortschreibung der För-
dersätze für Strom aus Wind,
Biomasse und Solarenergie in
der Novelle des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes dem Bun-
deswirtschaftsminister zu
weit. Weil Clement die teure
Steinkohle in Nordrhein-
Westfalen weiter fördern will,
wird dieser Zwist zum Kampf
der „alten und schmutzigen
Kohle“ gegen „neue und sau-
bere Technologien“.

Auf „eine bislang verschwie-
gene Gefahr: Feinstaub und
Radioaktivität aus den (Kohle-
)Tagebauen“, machten dazu
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passend im September 2003
der Landesverband Nordrhein-
Westfalen des Bund für Um-
welt und Naturschutz
Deutschland e.V. (BUND)
und die Bürger-Gemeinschaft
e.V. für die Gemeinde Nieder-
zier (BG) aufmerksam. Ge-
meint ist im wesentlichen die
Freisetzung der kurzlebigen
alpha- und beta-strahlenden
Zerfallsprodukte Polonium-
218, Blei-214, Wismut-214
und Polonium-214 des radio-
aktiven Edelgases Radon aus
der Uranzerfallsreihe. Jährlich
werden aus dem natürlichen
Urangehalt des Bodens min-
destens 4 Tonnen Uran-238 in
den rheinischen Braunkohle-
Tagebauen umgesetzt, schät-
zen der BUND und die Bür-
ger-Gemeinschaft Niederzier
und fordern nun Feinstaub-
messungen in den örtlichen
Siedlungsgebieten. Insbeson-
dere Polonium-218 hat die Ei-
genschaft, zu einem bedeuten-
den Anteil als elektrisch gela-
dene Teilchen (Ionen) vorzu-
liegen, die sich gern mit Sau-
erstoff-, Wasserstoff- und
Kohlendioxid-Molekülen ver-
binden und dabei ihre Ionen-
eigenschaft behalten. In die-
sem Zustand hängt Polonium
sich gern an solide Oberflä-
chen, Staubpartikel, Rauch
und Teile des menschlichen
Atmungstraktes, wenn es ein-
geatmet wird. Mit solchen Zu-
sammenhängen hatten früher
Vertreter der Atomlobby die
Emissionen ihrer Meiler ge-
gen die der Kohlekraftwerke
verteidigt.

Auch die Energiepolitik müs-
se ihren Beitrag zur Überwin-
dung der seit zwei Jahren an-
dauernden wirtschaftlichen
Stagnation in Deutschland lei-
sten, heißt es in Clements
„Grundsatzpositionen zur
energiepolitischen Agenda“,
weshalb er für Wettbewerb in
den Leitungsnetzen sorgen
und die Zusatzkosten aus der
Förderung erneuerbarer Ener-
gien stärker senken will als
das Trittin plant.

Vertreter energieintensiver In-
dustrien fürchten Wettbe-
werbsverzerrungen zum Aus-

land und die Freunde der er-
neuerbaren Energien rechnen
46.000 neue Arbeitsplätze al-
lein bei den Herstellern von
Windrädern und Solarzellen
dagegen auf. Bis 2020 oder
2030 sollen 40.000 Megawatt
neue Kraftwerksleistungen er-
richtet werden müssen. Bis
2050 möchten die Grünen die
Hälfte der Stromerzeugung
auf regenerative Energieträger
umstellen. Clement hält das
für nicht verantwortbar.

Die amerikanische Regierung
lehnt eine international ver-
bindliche Regelung zum Kli-
maschutz weiterhin ab. Jedes
Land solle sich diejenigen
Ziele setzen, die es selbst er-
füllen könne und wolle, sagte
der amerikanische Energiemi-
nister Spencer Abraham am
17. September 2003 in Berlin.
Die Bush-Administration in-
vestiere Milliardenbeträge in
die Erforschung der Erder-
wärmung und in neue Tech-
nologien zur Verhinderung
des Klimawandels. Zukunfts-
weisende Technologien könn-
ten nur bei anhaltendem
Wachstum und Verbesserun-
gen des Lebensstandards
durchgesetzt werden. Gerade
Entwicklungs- und Schwel-
lenländer seien nicht bereit,
Wohlfahrtsverluste für Klima-
schutzziele in Kauf zu nehmen
und auf die Verbrennung fos-
siler Energieträger zu ver-
zichten. Die Vereinigten
Staaten setzten deshalb auf
neue Technologien zur Effi-
zienzverbesserung von Kohle-
kraftwerken, auf Wasserstoff,
Brennstoffzellen und auf die
Kernenergie. Im Rahmen der
Initiative „Nuclear Power
2010“ erkunden die US-Re-
gierung und die Atomwirt-
schaft die Möglichkeiten für
den Bau neuer Kraftwerke.
Wegen der hohen Investi-
tionskosten und des aufwen-
digen Genehmigungsverfah-
rens sind seit 25 Jahren keine
neuen Atomkraftwerke mehr
gebaut worden. Eine Perspek-
tive böte die Errichtung neuer
Reaktoren auf dem Grund be-
stehender Anlagen, heißt es.
Im Gegensatz zu Kohlekraft-

werken fielen bei der Strom-
erzeugung durch Kernenergie
keine Schadstoffe an, die die
Luft verunreinigten, findet
US-Energieminister Abraham.

Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat die Atomenergie al-
lein von 1955 bis 1985 mit
umgerechnet rund 15 Milliar-
den Euro subventioniert. Un-
ter dem Eindruck der gesell-
schaftlichen Auseinanderset-
zungen um die Atomenergie
hatte sich die Regierung Kohl
in der Mitte der achtziger
Jahre zwar entschlossen, die
Subventionen und Fördermit-
tel schrittweise zu verringern,
aber bis 2002 flossen weiter-
hin staatliche Forschungsgel-
der für die Atomenergie. Erst
die neue rot-grüne Koalitions-
vereinbarung sieht vor, kein
Geld mehr dafür bereitzustel-
len. Aus Sicht von Ökonomen
waren diese Subventionen
nicht zu rechtfertigen, denn
ohne diese staatliche Hilfe
hatte die Atomenergie in an-
deren Ländern die Marktreife
gar nicht erlangt. „In Groß-
britannien, wo keine Subven-
tionen geflossen sind, war die
Atomenergie nicht rentabel“,
zitiert die Frankfurter Allge-
meine Zeitung in einem Be-
richt vom 17. September 2003
den Leiter der Abteilung Um-
welt- und Ressourcenökono-
mie am Kieler Institut für
Weltwirtschaft, Gernot Klep-
per.

Bei der Suche nach Gründen
für die Subventionierung der
Kohleförderung wird dagegen
auf die Sozialpolitik verwie-
sen. Die deutschen Zechen
könnten im Wettbewerb mit
der in anderen Ländern weit-
aus günstiger zu fördernden
Kohle und dem entsprechend
geringeren Weltmarktpreis
nicht mithalten. Um den not-
wendigen Strukturwandel so-
zial abzufedern, flössen viele
Milliarden Euro in den Erhalt
der Arbeitsplätze. Jedoch:
„Kohlesubventionen sind ge-
samtwirtschaftlich und um-
weltpolitisch sehr problema-
tisch. Hinter den Argumenten
von Wolfgang Clement steht
eindeutig die Regionalförde-

rung von Nordrhein-Westfa-
len. Die Sicherheit der Ener-
gieversorgung ist kein Argu-
ment für die Kohlesubventio-
nen“, zitiert die Frankfurter
Allgemeine Zeitung den Öko-
nomen Christoph Böhringer,
Leiter des Forschungsberei-
ches Umwelt- und Ressour-
cenökonomik am Zentrum für
Europäische Wirtschaftsfor-
schung GmbH (ZEW) in
Mannheim.

Im 1997 ausgehandelten
„Kohlekompromiß“ hatten der
Bund und das Land Nord-
rhein-Westfalen umgerechnet
rund 35 Milliarden Euro Sub-
ventionen für die Steinkohle
bis zum Jahr 2005 vereinbart.
Und bis 2012 sollen Bund und
Länder auch weiterhin noch
die Differenz zwischen dem
Weltmarktpreis und den För-
derkosten in Deutschland auf-
bringen – bei „angemessener
Förderung“, so das Bundes-
wirtschaftsministerium.

Der Strom aus Windkraft,
Sonnenenergie und Biomasse
wird im Gegensatz zur Atom-
kraft oder zur Kohle nicht di-
rekt vom Staat, also vom
Steuerzahler subventioniert,
sondern indirekt über die so-
genannte Einspeisevergütung.
Die Betreiber der Stromnetze
sind verpflichtet, den Strom
aus erneuerbaren Energien mit
festen Sätzen oberhalb des
Marktpreises zu vergüten.
Diese Zusatzkosten, das heißt
die Differenz zwischen der
Vergütung und dem sonstigen
Marktpreis, wälzen die Netz-
betreiber mit ihren Preisen auf
die Stromverbraucher ab.

Die Gesamtsubventionen für
die erneuerbaren Energien
sollen nach ihrem geplanten
Höhepunkt im Jahr 2014 bis
zum Jahr 2020 wieder deutlich
reduziert werden. Um Anreize
zu schaffen, die Kosten für
diese Art der Stromproduktion
möglichst schnell zu senken,
soll schon vorher die Vergü-
tung je Kilowattstunde schritt-
weise gesenkt werden. Im
Vergleich zur Kohle sind die
Subventionen zur Zeit noch
gering. „Die Kohlesubventio-
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nen sind mindestens dreimal
so hoch wie die Förderung für
die Windenergie – einschließ-
lich aller anderen erneuerba-
ren Energieträger“ zitiert wie-
derum die Frankfurter Allge-
meine Zeitung Axel Michae-
lowa, Leiter des Forschungs-
schwerpunktes Internationale
Klimaökonomik am Hambur-
gischen Welt-Wirtschafts-Ar-
chiv (HWWA).

Trotzdem findet Michaelowa,
die Subventionen für die
Windenergie seien zu hoch:
„Die Technologieanbieter in
der Windkraftbranche leben
von den Subventionen so gut,
daß kein Anreiz für die Sen-
kung der Kosten besteht. Die
Subventionen müßten minde-
stens 5 bis 10 Prozent jedes
Jahr gesenkt werden.“ Laut
Frankfurter Allgemeiner Zei-
tung meint das auch Gernot
Klepper vom Kieler Institut
für Weltwirtschaft. Aus öko-
nomischer Sicht seien die
Subventionen wohl zu hoch,
sonst gebe es keine Anreize,
an unwirtschaftlichen Stand-
orten Windräder zu bauen.
Laut Michaelowa gibt es etwa
in Südfrankreich „genügend
Standorte mit besseren Wind-
verhältnissen als an der deut-
schen Nordseeküste“. Frank-
reich habe gerade einen hohen
Einspeisesatz für Strom aus
erneuerbaren Energien festge-
legt. l

Atompolitik

Europaparla-
ment fordert
Euratom-
Reform
Das Europäische Parlament
hat sich am 24. September
2003 in einer Resolution
mehrheitlich für eine Reform
des Euratom-Vertrages ausge-
sprochen. An die Staats- und
Regierungschefs, die am 4.
Oktober 2003 in Rom die EU-
Regierungskonferenz eröff-
nen, ergeht damit der Hand-
lungsauftrag zur Einberufung

einer eigenen Konferenz, die
sich mit dem Euratom-Vertrag
auseinandersetzt. Die Stellung
des Euratom-Vertrages in ei-
ner Europäischen Verfassung
ist umstritten. Der Entwurf
des Verfassungskonvents hat-
te vorgesehen, daß der Eura-
tom-Vertrag unverändert als
Protokoll der Europäischen
Verfassung angehängt wird
und seine volle Wirksamkeit
behält. Die Kritik macht sich
daran fest, daß der Euratom-
Vertrag in einem liberalisier-
ten Strommarkt wettbewerbs-
verzerrend wirkt. Zuschüsse in

Die französischen Behörden
haben Ende der ersten Sep-
temberwoche 2003 das Bun-
desumweltministerium (BMU)
darüber informiert, daß der
Betreiber des französischen
Atomkraftwerkes Cattenom
eine neue Genehmigung für
radioaktive Ableitungen in die
Mosel beantragt hat. Die Un-
terlagen über diese Pläne sol-
len schnellstmöglich für die
deutsche Bevölkerung in der
Grenzregion ausgelegt wer-
den, teilt das Bundesumwelt-
ministerium mit. Dafür setze
es sich bei den Ländern
Rheinland-Pfalz und Saarland
ein. Der Bund habe mit den
französischen Behörden ver-
einbart, daß bis Mitte Oktober
Einwendungen und Stellung-
nahmen abgegeben werden
können.

Nach Angaben der französi-
schen Seite sollen die bisheri-
gen Genehmigungswerte für
die Ableitung von radioakti-
ven Stoffen ins Moselwasser
mit Ausnahme von Tritium
reduziert werden. Der Ablei-
tungswert für Tritium solle
zwar zunächst bestehen blei-
ben, vorsorglich werde jedoch
für eine ab 2006 vorgesehene
andere Betriebsweise der
Brennelemente ein Antrag auf

Erhöhung der Ableitungs-
werte für Tritium gestellt.

Die deutsche Beteiligung er-
folgt im Rahmen einer grenz-
überschreitenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP).
Die Unterlagen werden bereits
seit August 2003 auf französi-
scher Seite in der Umgebung
der Anlage zur Einsicht der
Bevölkerung ausgelegt. Da die
Unterlagen versehentlich erst
am 5. September 2003 bei ihm
eingegangen seien, so das
BMU, sei mit der französi-
schen Seite Einvernehmen er-
zielt worden, daß die deutsche
Seite bis Mitte Oktober zu
dem Vorhaben Stellung neh-
men könne. Dies erlaube es,
daß auch in Deutschland die
Bürger in angemessenem Um-
fang beteiligt werden könnten,
meint das BMU. Und weil es
die Sorgen der Bürgerinnen
und Bürger bezüglich der Ab-
leitung von radioaktiven Stof-
fen in die Mosel sehr ernst
nehme, habe es zudem die
Strahlenschutzkommission
(SSK) gebeten, die französi-
schen Genehmigungsunterla-
gen fachlich zu prüfen. Die
SSK solle insbesondere eine
Stellungnahme zu dem bean-
tragten höheren Tritiumwert
abgeben.

Kommentar

Das Erarbeiten begründeter
Stellungnahmen ist deutsch-
sprachigen Bürgern kaum
möglich, weil lediglich eine
Kurzfassung der relevanten
Unterlagen in deutscher Spra-
che vorliegt und der Langtext
schon aus sprachlichen Grün-
den der Bevölkerung nicht zu-
gänglich ist.

In dem Genehmigungsantrag
wird auch nicht darauf einge-
gangen, daß es in Cattenom
erhebliche Probleme mit un-
dichten Brennelementen gibt.
Es wird auch nicht die Erfah-
rung des Sommers 2003 be-
rücksichtigt, in dem hohe Au-
ßentemperaturen und geringer
Wasserstand zu gravierenden
Betriebsproblemen bei franzö-
sischen Atomkraftwerken
führten.

Es macht nachdenklich, daß
Cattenom die Tritiumabgaben
erhöhen will – wir erinnern an
die extrem hohen Freigrenzen
in der neuen Strahlenschutz-
verordnung in Deutschland
gerade für Tritium. l

Atomtransporte

Militärdiktat in
Frankreich
Das Verbreiten von Infor-
mationen über Atom-
transporte ist in Frank-
reich neuerdings strafbar

Frankreich hat seit dem 9.
August 2003 alle Atomtrans-
porte zu einem militärischen
Staatsgeheimnis erklärt. Das
französische Wirtschaftsmini-
sterium begründet diesen un-
gewöhnlichen Schritt mit der
Gefahr möglicher Terroran-
schläge und mit den wachsen-
den Protesten im Land gegen
diese Transporte. Wer Infor-
mationen über solche Trans-
porte öffentlich verbreitet,
wird strafrechtlich verfolgt.
Nach dem französischen
Recht drohen Maximalstrafen
bis zu 5 Jahren Gefängnis und
Zahlungen bis zu 70.000
Euro.

Milliardenhöhe, wie zuletzt an
den maroden britischen
Atomkonzern British Energy,
werden mit dem Hinweis auf
den Euratom-Vertrag gerecht-
fertigt. Der freie Wettbewerb
bleibe damit auf der Strecke,
rügen die Kritiker. Der Eura-
tom-Vertrag sei einseitig, weil
er ausschließlich – und das
seit 1957 – die Förderung der
Atomenergie vorsieht. Er sei
undemokratisch, weil bei der
Vergabe der Fördermittel das
Europäische Parlament ausge-
schaltet ist. l

Umweltradioaktivität

In die Mosel soll mehr Tritium
eingeleitet werden


